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Das Thema Compliance, für die einen ein Modethema, für die anderen Botschafter einer Compliance-Kultur im Unterneh-

men, ist auch für die Finanzbranche von zunehmender Bedeutung. Grund genug, dass sich auch die 16. Euro Finance Week,

die vom 18. bis 22.11.2013 in Frankfurt a.M. stattfand, dieses Themas angenommen hat. Hanenberg (Leitender Regierungs-

direktor, BaFin) äußerte – nach einem Blick in die Zukunft gefragt – den Wunsch nach einer starken Compliance-Funktion in

einer schlanken Compliance-Struktur, eine Hoffnung, die auch Frau Daniel Weber-Rey (Chief Governance Officer & Deputy

Global Head Compliance, Deutsche Bank AG) teilte. Ihrer Ansicht nach sollte sich die Compliance aus der technischen Nische

hinaus entwickeln zu einer Priorität der Geschäftsleitung. Damit würde sie sich allerdings der Governance näheren, wodurch

eine Grauzone von Compliance zu Governance entstehe. Sowohl Compliance als auch Governance sind im aktuellen Schwer-

punktpunkt „Compliance“ im Ressort Wirtschaftsrecht Thema der entsprechenden BB-(Gesetzgebungs- und Rechtspre-

chungs-)Reporte von Krause/Albien und Peters/Hecker.
Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
Amtliche Leitsätze
BGH: Benachteiligungsvorsatz und dessen

Kenntnis

a) Das einen Benachteiligungsvorsatz und des-

sen Kenntnis nahelegende Beweisanzeichen der

Inkongruenz setzt voraus, dass ernsthafte Zwei-

fel an der Liquiditätslage des Schuldners be-

stehen.

b) Ein Benachteiligungsvorsatz und dessen

Kenntnis kann nicht allein aus demUmstand her-

geleitet werden, dass der Schuldner seinemGläu-

biger eine sofort bei Bestellung und nicht erst im

Insolvenzfall wirksame Sicherung gewährt.

BGH, Urteil vom 7.11.2013 – IX ZR 248/12

Volltext:BB-ONLINE BBL2013-2881-1

unterwww.betriebs-berater.de

Nicht amtliche Leitsätze
BGH: Zur Höhe von Rechtsanwaltskosten

bei einer Abmahnung aus einem

Gebrauchs- und Geschmacksmuster

Der u. a. für das Gebrauchsmusterrecht zuständi-

ge X. Zivilsenat hat über die Höhe von Rechtsan-

waltskosten bei einer Abmahnung aus einem

Gebrauchs- und einem Geschmacksmuster ent-

schieden.

Die Klägerin erwarb von der Beklagten, einem

Verlagsunternehmen, zusammen mit einem dort

bestellten Buch eine Einkaufstaschemit Kühlfach.

Später bot sie diese Tasche über ein Internetauk-

tionshaus zum Verkauf an. Daraufhin wurde sie

anwaltlich im Auftrag eines dritten Unterneh-

mens abgemahnt, dem Rechte an einem Ge-

brauchsmuster und einem Gemeinschaftsge-

schmacksmuster an der Tasche zustehen. Die Klä-

gerin ließ die Berechtigung der Abmahnung von

Rechtsanwälten prüfen. Diese stellten ihr dafür

eine Geschäftsgebühr in Höhe einer eineinhalb-

fachen Gebühr nach einem Gegenstandswert

von 100 000 Euro in Rechnung, wobei dieser

Wert demjenigen entsprach, der zunächst auch

der Abmahnung der Klägerin durch die Schutz-

rechtsinhaberin zugrunde gelegt war; der be-

klagte Verlag hatte diese der Klägerin entstande-

nen Abmahnkosten jedoch übernommen und

dafür einvernehmlich einen Betrag von 500 Euro

an die Schutzrechtsinhaberin erstattet.

Mit ihrer Klage hat die Klägerin von der Beklag-

ten die Erstattung der von ihren Rechtsanwäl-

ten berechneten 1,5-fachen Geschäftsgebühr

aus einem Gegenstandswert von 100 000 Euro

verlangt (zuzüglich Umsatzsteuer und Ausla-

genpauschale rund 2440 Euro). Das AG hat ihr

den nach einer 1,3-fachen Geschäftsgebühr

und einem Gegenstandswert von 50 000 Euro

berechneten Betrag zugesprochen; das LG hat

demgegenüber nur den Ansatz eines Gegen-

standswertes von 10 000 Euro für angemessen

erachtet, die Beklagte zur Zahlung von rd. 776

Euro verurteilt und die Klage im Übrigen abge-

wiesen.

Die dagegen gerichtete Revision, mit der die Klä-

gerin ihren nach einer eineinhalbfachen Ge-

schäftsgebühr und einem Gegenstandswert von

95 000 Euro berechneten Erstattungsanspruch

weiterverfolgt, hat der Bundesgerichtshof zu-

rückgewiesen. Er hat angenommen, das für die

Wertbemessung maßgebliche Interesse der Klä-

gerin als Schutzrechtsverletzerin sei nach den

wirtschaftlichen Folgen zu bemessen, die ihr aus

der Inanspruchnahme aus den Schutzrechten

drohten. Diese entsprächen regelmäßig dem In-

teresse des Schutzrechtsinhabers an der Gel-

tendmachung seiner Ansprüche, deren Wert

nach dem Wert des Schutzrechts und seiner Be-

einträchtigung durch den Verletzer zu schätzen

sei.

Von einem überdurchschnittlichen Umfang oder

einer überdurchschnittlichen Schwierigkeit der

Tätigkeit eines Rechtsanwalts, die eine Über-

schreitung der Regelgebühr von 1,3 rechtfertige,

könne auch bei einer Gebrauchsmuster- oder

Gemeinschaftsgeschmacksmustersache nicht

pauschal ausgegangen werden. Dies gelte ins-

besondere, wenn weder die Schutzfähigkeit in

Ansehung des Standes der Technik bzw. vorbe-

kannter Gestaltungen zu beurteilen sei noch im

Zusammenhang mit der geltend gemachten

Verletzung aufwendige Prüfungen erforderlich

gewesen seien.

Die Feststellungen zu diesen Umständen unter-

lägen tatrichterlicher Würdigung, die nur einge-

schränkt auf Ermessensfehler überprüfbar seien.

Solche Fehler im angefochtenen Urteil habe die

Revision nicht aufzuzeigen vermocht.
(PM BGH vom 13.11.2013)

BGH: Keine Ausgleichsansprüche nach der

Fluggastrechteverordnung bei Verspätung

wegen verzögerter Landeerlaubnis

Der Kläger verlangt eine Ausgleichszahlung

nach Art. 7 Abs. 1 der Fluggastrechteverordnung

(Verordnung (EG) Nr. 261/2004) wegen erhebli-

cher Verspätung.

Er buchte bei dem beklagten Luftverkehrsun-

ternehmen für den 27.4.2006 eine Flugreise

von Hamburg über Paris nach Atlanta. Der Zu-

bringerflug nach Paris startete pünktlich, lande-

te jedoch verspätet, weil zunächst keine Lande-

erlaubnis erteilt wurde. Der Kläger verpasste in-

folgedessen den pünktlich abgehenden An-

schlussflug nach Atlanta. Da ein Weiterflug

nach Atlanta erst wieder am nächsten Tag

möglich war, bemühte sich der Kläger um eine

entsprechende Verschiebung seines ursprüng-

lich für den 27.4.2006 in Atlanta geplanten Ge-

schäftstermins. Der Termin konnte jedoch erst

mehrere Tage später stattfinden. Der Kläger

ließ daher den Flug nach Atlanta entsprechend

umbuchen und reiste nach Hause zurück.

Die Klage, die ursprünglich auch noch auf Ersatz

weitergehender Schäden gerichtet war, ist hin-

sichtlich des Ausgleichsanspruchs nach der Flug-

gastrechteverordnung in beiden Vorinstanzen

ohne Erfolg geblieben. Die vom LG insoweit zu-

gelassene Revision hat der BGH zurückgewiesen.
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